
Der Krieg in der Ukraine ist ein Stell­
ver treter krieg zwischen Russ land 
und dem von der USA­geführ ten 
Kriegs bündnis der NATO.

Dieser Krieg begann nicht 2022, 
sondern 2014 als Bürger krieg. Aller­
dings lassen sich die Ereig nisse 
des soge nann ten Euro maidan 2014 
nicht ohne die direkte Ein mischung 
der USA verstehen. Vor allem die 
Unter stützung und Aus bil dung para­
militärischer Ein heiten für den Ein­
satz auf dem Maidan spielen dabei 
eine wichtige Rolle.

Der Preis, den die Ukraine für 
ihre Rolle als Schlacht feld bei 
diesem Stell vertreter krieg spielt, 
ist hoch. Die ukrai nische Arbeiter­
klasse ist mit einer Inflations rate von 
30% und einer Arbeits losen quote 
von 28,2% kon fron tiert.  Ins ge samt 
steht das Land vor einer wirt schaft­
lichen Katas trophe. Die Welt bank 

prognos tizierte einen Rück gang der 
Wirt schaft um 35%. Schät zungen 

zu folge wird der Wieder auf bau der 
bis herigen Zer störungen durch den 
Krieg mindes tens 349 Mrd. Dollar 
kos ten. Acht Monate nach Beginn 
des Krieges sind ein Drittel der 
ukrai nischen Be völ kerung Binnen­
ver triebene und 60% leben unter 
der natio nalen Armuts grenze.

Dieser Krieg ist Teil eines Krie ges, 
den die USA seit 1990 (Irak, Jugos­
lawien, Afghanistan, Libyen, Syrien 
etc.) führen. Der US­Geo  stratege 
Brzeziński be schreibt in seinem 
1997 ver öffent lichten Buch "The 
Grand Chess board" (dt.: die einzige 
Welt macht) Ziele und Gegner in 

Der Preis an der Strombörse wird 
auf eine absurde Weise fest gelegt: 
Unter schied liche Strom erzeuger 
ha ben unter schied lich hohe Kosten. 
Bei Gas kraft werken ohne Kraft­
Wärme­Kopplung sind sie am 
höchs ten, des wegen werden solche 
Er zeuger nur zu ge schal tet, wenn es 
un be dingt nötig ist. Die EU­Kommis­
sion hat sich aus gedacht und vor­
geschrieben, dass für den gesamten 
ge handel ten Strom der Preis des 

mit Gas er zeugten Anteils gilt, auch 
wenn es nur einige Prozent sind. 
Alle anderen Beteiligten wie Wind­ 
und Solar anlagen, Kern­, Kohle­ 
und Öl kraft werke können dadurch 
sehr hohe Ge winne machen.

Nach dem politisch gewollten 
Gas mangel hat sich der Preis für 
Gas ver viel facht, ent spre chend 
hoch ist der Preis für mit Gas 
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Fortsetzung von Seite 1
Strompreis – Politik sichert Gewinne
erzeugten Strom. Die Gewinne der 
an deren Strom er zeuger haben sich 
also ver viel facht. Die zu ständige 
EU­Kommission war immer hin so 
ver nünf tig, den Zwang zur Preis bin­
dung an den Gaspreis aufzuheben. 
In einigen Staaten wie Spanien 
und Frankreich wurde das auch 
um gehend geändert. Nicht so in 
Deutsch land, hier bestimmt immer 
noch der Gaspreis die Kosten für an 
der Börse gehandelte elek trische 

Energie. Die so erziel ten Extra­
gewinne werden nicht einmal zu­
sätz lich versteuert. 

Der für das gesamte Privat­ und 
Wirtschaftsleben notwendige Strom 
sollte überhaupt nicht an Börsen 
gehandelt, sondern unter gesell­
schaftlicher Kontrolle erzeugt und 
verteilt werden – dann bräuchte nie­
mand mehr Angst vor der nächsten 
Strom rechnung haben.

Gernot Linhart

Liebe Gießener, unterschreibt 
das Bürger begehren, sammelt 
Unter schriften! Helft mit!

Bäume vor dem Zugriff der poli­
tisch Ver ant wort lichen in der Stadt­
regierung zu retten ist eine Spezia li­
tät der Gießener Bürger. Bereits vor 
zehn Jahren schlug die Bürger ini­
tiative „Stoppt diese Landes garten­
schau“ den un durch dachten und 
natur feind lichen Plänen der Poli ti ker 
und Geschäfte macher ein Schnipp­
chen. Über 5000 Bürger befür­
worteten ein Bürgerbegehren.

Jetzt müssen sich wieder alle 
der idiotischen Pläne er wehren, die 
über 80 Bäume und zahl reichen 
Gebüsche ohne Not die Existenz 
kosten. Natur scho nende Alter ­
nativen zum Stopfen der wenigen 
Löcher unter dem Weg, von einem 
Fachmann aus ge arbeitet, wurden 
von den Stadt ver ordneten ab­
gewiesen. Und das in Zeiten von 
Klima veränderungen. Die Gießener 
Grüne Partei und ihre Abnicker, 
SPD, Linke und FW im Parlament, 
haben nichts aus der Geschichte 

gelernt.
Erneut hat 

sich eine Bür­
ger initia tive ge­
grün det: „Rettet 
die Bäume am 
Schwa nen teich“. 
Vie le junge Mit­
streiter sind neu 
dazu ge kommen. 
Sie beschlossen, 
eine Unter schrif­
t e n  s a m m  l u n g 
für ein Bür ger­

be gehren zu initiieren. Sams  tags 
auf dem Selters weg (gegenüber 
Tchibo), vor Einkaufs zentren und 
in den Vereinen werden seit dem 
Unter schriften ge sammelt.

Wir von der DKP sind Teil dieser 
Initiative. Wir prangern die Natur­
zer störung und die Verschwendung 
von Steuer gel dern an: 1,2 Mio. 
Euro soll die ser städ tische Unsinn 
kosten, ca. 16.000 Euro die bessere 
Alter na tive. Unsere Stadt ver­
ordnete, Martina Lennartz, hat die 
un aus gereif ten städ tischen Pläne 
strikt ab ge lehnt. Jedes Mitglied von 
uns sammelt Unter schrif ten, damit 
der Weg am Schwanen teich auch 
an heißen Sommer tagen begeh­
bar bleibt. Rettet den lauschigsten 
Spazier weg in Gießen! 
Kontaktadresse der Bürger­
initiative:
schwanenteich.gi@gmx.de
Homepages: 
teicheinderwieseckaue.de
biwieseckaue.de

M. Berger

Rettet die Bäume am Schwanenteich

diesem Krieg. Es geht darum, nach 
der Nieder lage der UdSSR die Rolle 
der USA als der die Welt be herr­
schende Macht zu sichern. Zwei 
Gegner sind dabei von zentraler 
Be deu tung: Russ land und China. 
Dabei kommt China auf grund seiner 
öko no mischen Stärke die größere 
Be deu tung zu. Mit dem Krieg in 
der Ukra ine scheint eine ent schei­
dende Phase ein ge treten zu sein. In 
der neuen natio nalen Sicher heits­
stra tegie sagt Biden offen, um was 

es geht: Ameri kas glo bale Hege­
monie durch mili tärische Gewalt zu 
"gewinnen“. „Sieg im Wettbewerb 
um das 21. Jahrhundert“. Das 
Dokument beruht auf Trumps Ver­
teidigungs strategie von 2018.

Der Dritte Weltkrieg hat noch nicht 
be gonnen, aber die imperia lis tische 
Ein  mischung, die bis herigen krie­
gerischen Aus  ein ander  setzungen 
und jetzt der Krieg in der Ukraine 
haben ihn bereits ein ge leitet.

Henning Mächerle

Fortsetzung von Seite 1
Ukraine-Krieg als Schlachtfeld zum Dritten Weltkrieg Leserbrief: 

Nur vergessen?
Gemeint sind die Artikel 106 und 
107 der UN­Charta. Diese wur den 
in Folge der allgemeinen Russen­
hysterie, des  Aufrüstungs­ und 
Kriegs wahns der USA und der 
EU geflissent lich über gangen. 
Diese verleihen Russland als 
Rechts nach folger des Sie gers 
des Zweiten Weltkrieges das 
Recht, alle Maßnahmen, 
auch militärische, ge gen 
Deutschland, die Ukraine 
und an dere genannte 
Staaten für Ver suche den 
Faschis mus wieder zu­
beleben, an zu wenden.

UN­General  sekretär 
António  Guterres war 
über rascht, als er von 
Putin er fuhr, dass es diese 
Artikel in der UN­Charta gibt, die 
die Durch führung einer russischen 
Spezial operation in der Ukraine er­
laubt.

Uwe Moldenhauer

mailto:schwanenteich.gi%40gmx.de?subject=
http://teicheinderwieseckaue.de
http://biwieseckaue.de
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„Wir wollen der beste Arbeitgeber in 
Mittel hessen werden“ ("Arbeit geber" 
nen nen sich die jenigen, die mit der 
Ar beit an derer Pro fit machen) – das 
ver kündigte vor eini gen Jah ren der 
Vor stand der Rhön AG, Betreiber 
des Uni klini kums Gießen/ Marburg 
(UKGM) in einer Neu jahrs bot schaft. 
Die be troff enen Be schäf tigten konn­
ten da rü ber nur den Kopf schüt teln. 
Sie hat ten dieses Unter neh  men von 
einer ganz an deren Sei te kennen­
gelernt: Arbeits hetze, schlechte 
Be zahlung, keine Wert schät zung, 
schlech tes Betriebs klima, kaum 
Auf stiegs chancen.

Seit dem Verkauf der Rhön AG an 
den Konzern Asklepios (die Rhön 
AG ist für das UKGM verantwortlich 
ge blieben) ist alles noch schlimmer 
ge worden. In den meisten Kliniken 
die ses Konzerns gibt es keinen Be­
triebs rat und keinen Tarifvertrag. 
Aus glie derung von Teil bereichen, 
be triebs bedingte Kündigungen, 
Nicht über nahme von Aus gebil deten 
u.ä. gehören zum Geschäftsmodell.

Mit dem UKGM hat Asklepios sich 
aber einen Betrieb eingehandelt, in 

dem Betriebs räte und Tarif verträge 
selbst ver ständ lich sind und in dem 
es eine kampf er probte Beleg­
schaft gibt. Um sich durch zu setzen, 
betreibt der Konzern eine Hin halte­
taktik. Anfang dieses Jahres er hielt 
er vom Land Hessen eine Zu sage, 
nach der in den nächsten zehn 
Jahren 500 Mio. Euro für Inves ti­
tionen vom Land gezahlt wer den 
sollten. Als Gegen leis tung sollte 
auf Gewinnentnahmen, Aus glie­
derungen und betriebs bedingte 
Kündi gungen ver zich tet wer den. 
Da es Asklepios aber nur um Profit 
geht, hat der Vor stand die Unter­
schrift unter dem Vertrag ver wei­
gert, zu sätz lich wurde ein gül tiger 
Zukunfts vertrag ge kün digt. Da­
gegen wehrt sich das Perso nal. 
Im September streikte es erst zwei 
Tage, ein Teil der Belegschaft fuhr 
nach Wiesbaden, um vor dem 
Wissen schafts minis terium Kampf­
bereit schaft zu demons trieren. Im 
Oktober gab es eine „aktive Mittags­
pause“, bei der 170 Be schäf tigte 
vor dem Haupt ein gang einen neuen 
Zukunfts ver trag, bessere Arbeits­

bedingungen und mehr Geld for der­
ten.

Jetzt schalteten sich auch die 
Direk toren der Kliniken in Mar burg 
und Gießen ein. Sie wiesen da rauf 
hin, dass die Rhön AG die Zu kunft 
des UKGM und damit die Gesund­
heits ver sorgung in Mittel hessen 
sowie For schung und Lehre ge fähr­
det. Für den Fall, dass Asklepios nicht 
einlenkt, brachten sie die Wieder­
ver gesell schaftung der Kliniken 
ins Ge spräch. In zwischen trat der 
Vor stands vor sitzende der Rhön 
AG Höft berger zurück und wurde 
durch einen anderen Asklepios­
Manager, Tobias Kalten bach, er­
setzt. Am Geschäfts gebaren des 
Konzerns wird sich da durch nichts 
ändern. Die hessische Landes­
regierung darf sich nicht weiter auf 
der Nase herumtanzen lassen. Die 
Profit orien tierung eines Konzerns 
darf die Kranken ver sorgung und 
medizinische Aus bil dung in Mittel­
hessen nicht gefährden.

Gernot Linhart

Ruiniert die Rhön AG die Unikliniken?

Aus dem Parlament: behindertengerecht? 
Die Stadt prüft und prüft und prüft…
2019 stellte unsere DKP­Abgeord­
nete Martina Lennartz, damals 
noch in der Fraktion der „Gießener 
Linke“, im Stadt parla ment einen An­
trag, das Standesamt barrierefrei 
um  zu  gestal ten. Die anderen Frak­
tionen konnten diesen Antrag 
nicht, wie damals bei Anträgen der 
Linken üblich, ab lehnen. Ein solcher 
Verstoß gegen die UN­Be hinderten­
rechts konvention von 2008 hätte 
zu Empörung und Aufsehen in der 
Öffent lich keit geführt. Also wurde 
der Antrag auf „unabhängige 
Lebens führung“ und „volle Teilhabe 
in allen Lebensbereichen“ von Men­
schen mit Behinderungen auf die 
Prüf bank geschoben.

Drei lange Jahre wurde Tag und 
Nacht im Schweiße des parlamen­
tarischen Angesichts geprüft und 
geprüft. Oder etwa nicht?

Im Juni verließ Martina Lennartz 
die Geduld, sie fragte nach. 

Drei Monate brauchte die Stadt­

verwaltung, um eine Ant­
wort zu formu lieren. Wer be­
ruhigend findet, dass „erste 
Ergeb nisse vorliegen“, sollte 
nicht vorschnell denken. 
Natür  lich wurde die hessische 
Denk  mal  behörde ein ge schal­
tet, eine Mach bar keits studie 
be auf tragt, „organi sa torische 
Maßnahmen ge prüft“.

Ende März 2023 soll es 
kon kret werden: Kosten er­
mittlung und Finanz planung. 
Und wenn das Geld in­
zwischen für Baum fällungen 
am Schwanen teich aus ­
ge geben wird, zieht sich dieser 
Planungs prozess wohl bis zum 
Sankt­Nimmer leins tag hin.

Und die Betroffenen, die bis 
dahin heiraten wollen? Stadt rätin 
Eibels häuser (SPD) verteilt sie auf 
nüch terne Räume im Stadt haus, je 
nachdem wo frei ist. Von ehr lichem 
Inter esse an Gleich stellung ist bei 

der Stadt keine Spur zu finden.
Mit Sorge schauen wir auf den 

dies jährigen Weih nachts markt. Ob 
das Ordnungs amt in diesem Jahr 
darauf achtet, dass die Buden ohne 
Stolper fallen für Menschen mit 
Handi cap aufgebaut und die fest­
ge legten Laufwege nicht zugestellt 
werden?

M. Berger
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Kopfschütteln löste das Urteil des 
Hes sischen Verwaltungs gerichts­
hofes zur geplanten Reiskirchener 
Um gehungs straße aus. „Das darf 
doch nicht wahr sein, dass heute 
noch ein derart katastro phaler 

Eingriff in die ge schun dene Na tur 
zugelassen wird“, heißt es in einer 
gemeinsamen Stellung nahme von 
Aktiven aus den Ver kehrs wende­
gruppen entlang des Wieseck tales.

Diese kämpfen in ihren Ge­
mein den für eine Reduzierung des 
Auto ver kehrs, für die Stärkung 
der Vogels berg bahn mit weiteren 

Halte stellen, für bessere Bus ver­
bindungen, Verkehrs  beruhigung 
und ein attraktives Fahr rad netz. 
„Der Ausbau der B49, egal in wel­
cher Variante, wäre ein Schlag in 
unser aller Gesicht – rücksichtslos 

gegen über Mensch und 
Natur“.

Die Verkehrs wende­Aktiven 
werfen den Befür worter*innen 
des B49­Aus baus vor, seit 
Jahrzehnten den Rad­, 
Fuß­ und öffentlichen Nah­
verkehr vor allem in Reis­
kirchen ab sicht lich ver nach­
lässigt zu haben, um den 
B49­Ausbau durch setzen 
zu können. „Die Verkehrs­
belastung in Linden struth 
und Reiskirchen hätte längst 

durch Ver kehrs beruhigung und die 
Stär kung von Bahn­ und Rad fahr­
strecken ver ringert werden können 
– aber das war offenbar gar nicht 
gewollt.“

Nun solle wert volle Natur zerstört 
werden, um die Fehler der Politik 
durch Beton, Lärm und Luft ver­
pestung aus zu gleichen.

Statt einem Straßen ausbau, der 
jeg licher politischer Debatte um 
Klima schutz und Verkehrswende 
wider spräche und zeigen würde, 
dass sich die reale Politik um die 
Be schlüsse von Verfassungs gericht 
und Pariser Konferenz zum Klima­
schutz null interessiert, sollte in die 
Ver besserung von Fuß­, Rad­ und 
Nah verkehr investiert werden.

„Mit dem Geld für die Straße 
könnte eine ganze Verkehrswende 
im Wieseck tal finanziert werden,“ 
heißt es in der Stellung nahme, und: 
„Der Ausbau der B49 wird noch 
mehr Autoverkehr er zeugen, der 
wiederum dann an dere Orte belastet 
– zum Beispiel Grün berg mit dem 
Nadelöhr an der Höfe tränke.“

Jörg Bergstedt

Wie bitte? Noch eine große Straße bauen?

Im Oktober war es so weit, die 
begehrte Trophäe „der Goldene 
Miethai“ wurde im Rahmen einer 
prunk vollen Gala mit Glanz & Gloria 
an den Wetten berger Millionär 
Mister Pimmelkai verliehen. 

„Endlich mal wieder ein schillern­
des Get Together der Reichen und 
Schönen, ein Abend für die oberen  
1%. Mein Name ist Esmeralda von 
Esist nie genug und ich möchte Sie 
stell vertretend für die Stiftung für  
Gentri fizierung e. V. herzlich will­
kommen heißen“. Char man ter 
als die Polizei erlaubt, führte von  
Esist nie genug durch den Abend. 
Die Lau datio auf den dies jährigen 
Preis träger hielt das reizende  
Jury mit glied Dr. Jana Erika 
Rüpel, die Geschäfts führerin 
der GAZ. Sie stellte die kreative  
Ver trei bungs politik des Geschäfts­
führers der Miet­ & Vertreibungs­
GmbH heraus: Abdrehen von  
war men Wasser und der Heizung 

über den Winter, Security zum Ein­
schüch tern der Mieter:innen  und  
schließ lich „Einst weilige Ver­
fügungen mit der Drohung 
einer Viertel Millio nen 
Euro oder sechs Monate  
Haft für diejenigen, die nicht ver­
standen haben, dass Eigen tum 
in unserer Gesell schaft heilig ist."  
Mit tosen dem Ap plaus wurde der 
Preis träger des Goldenen Miethais 
will kommen geheißen: Mister  
Pimmel kai! In seiner Dankes­
rede stellte er die unterstützende 
Rolle der GAZ heraus: „Mein  
beson derer Dank richtet sich an 
die lokale Presse. Ich hätte mir 
keine bes sere Werbung kaufen  
können“. Demütig verneigte sich 
Pimmelkai vor dem Privat eigen­
tum, denn die ses er mög liche ihm  
über haupt erst, Miet hai zu sein.  
Da crashte ein wüten der Mob 
das glamou röse Event: „Die 
Häuser denen die drin wohnen!“.  

Von Esist niegenug schil dert empört 
ihr trau ma  tisches Erlebnis: „Es 
war grauen voll – plötzlich waren  
überall Mieter:innen. Mister 
Pimmel kai schnür ten sie ein wie 
einen Trut hahn“. Die Stimme der  
Rädels führerin der Bande von 
Mieter:innen ertönte durch den ge­
sam ten Saal: „Im Kapitalismus ist  
alles eine Ware – auch unser Zu­
hause. Das schreit nach ge sell­
schaft licher Planung statt privater  
Kon kurrenz.“

ARAG

Pöbel crasht Gala – die Verleihung des 
Goldenen Miethais 2022

Quelle: projektwerkstatt.de

So, 20.11.2022 14:00­16:00 Uhr
in/bei Reiskirchen: Sonntags­
spaziergang auf der Trasse der 
B49­Südumgehung, Start an der 
Feuerwehr, Freiherr­vom­Stein­
Straße neben dem Bahnübergang
siehe auch:
https://www.projektwerkstatt.de

https://www.projektwerkstatt.de/media/text/verkehr_b49_sonntagsspaziergang.pdf
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Kernkraftwerke: Scholz trotzt den 
Gesetzen der Physik

Die letzten drei deutschen Kern­
kraft werke müssten nach dem 
Atom gesetz am 31.12. für immer ab­
ge schal tet werden. Ihre letzte tech­
nische Sicher heits prüfung liegt 13 
Jahre zurück, ihre Brenn elemente 
sind verbraucht. Wirtschafts minister 
Habeck hatte zunächst die Idee, 
zwei der Kraftwerke als sogenannte 
Kalt reserve bis zum April für den 
Fall von Strom mangel bereit zu 
halten. Später hieß es, sie sollten 
im „Streck betrieb“ (Weiter betrieb 
mit verminderter Leistung) am Netz 
bleiben.

Der Betreiber warnte, so ein 
Betrieb sei im Betriebs hand buch 
nicht vor gesehen, es gebe kei ner­
lei Erfahrung, wie ein solcher Reak­
tor zu steuern sei. Jetzt hat Kanzler 
Scholz ein Machtwort gesprochen: 
Alle drei Reaktoren sollen bis Mitte 
April 2023 ohne Neu erwerb von 
Brenn stäben weiter laufen. Aus 
gutem Grund wird in einem Reak tor 
alle drei Jahre ein Drittel der Brenn­
stäbe gegen neue ausgetauscht. 
Ihr spalt bares Uran ist weitgehend 
ver braucht, an seiner Stelle haben 
sich Stoffe gebildet, die wegen 

ihrer physika lischen Eigen schaften 
die Regel bar keit des Reaktors ein­
schrän ken. Der Weiter betrieb in 
diesem Zu stand ist von der Be­
triebs erlaubnis nicht gedeckt. Das 
wegen der be vor stehenden Still­
legung sowieso schon ausgedünnte 
Bedienungs personal hat keine Er­

fahrung mit dem Verhalten eines 
sol chen Reaktors.

Hier wird ein Experiment mit 
unbekanntem Ausgang begonnen. 
Der Grundsatz „Sicherheit geht vor“ 
gilt nicht mehr. Aber was solls, wenn 
was passiert, ist der Russe schuld.

Gernot Linhart

Lauterbachs Klinikkommission: 
vom OP-Tisch nach Hause

Die von Gesundheitsminister 
Lauter bach eingesetzte „Kommis­
sion für eine moderne und be darfs­
gerechte Kranken haus ver sorgung“ 
(siehe Gießener Echo 10/2022) hat 
einen weiteren Bericht mit Empfeh­
lungen vorgelegt. Er lässt für die 
Zukunft das Schlimmste er war ten. 
Die Kommission vertritt die An sicht, 
in Deutschland seien die Kranken­
haus aufent halte viel zu lang, bei 
kür zeren Liege zeiten könne man mit 
viel weniger Kliniken auskommen.

Patienten erleben das ganz 
anders. Sie werden nach einer 
Opera tion schon am nächsten 
oder über nächsten Tag entlassen 
und müs sen sich selbst darum 
kümmern, wie sie und ihre Wunden 
versorgt wer den. Die Kommission 
ist dagegen der Ansicht, viele 

Patienten könnten ohne eine 
einzige Übernachtung im Kranken­
haus entlassen werden, um die 
wei tere Versorgung könnten sich 
nieder gelassene Ärzte kümmern. 
Diese sind aber oft sowieso schon 
über lastet, vor allem auf dem Land.

Fataler weise wurden kürzlich 
auch noch die Bedingungen für 
diese Ärzte verschlechtert. Sie müs­
sen damit rechnen, für neu an ge­
nommene Patienten nicht zusätzlich 
ver gütet zu werden.

In Lauterbachs Kommission sit­
zen eindeutig die falschen Leute, 
die die Interessen der Patienten 
und des Klinikpersonals dort nicht 
ver treten. Im Gesund heits wesen 
muss es um das Wohl der Patienten 
gehen, nicht um die wirtschaftlichen 
Interessen der Kliniken.              G.L.

Sind Sie 
Putin-Versteher?

Nein, ich bin 
Kapitalismus-Versteher

https://giessen.dkp.de/wp-content/uploads/sites/34/GE2210-Online.pdf
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Ohne große öffentliche Auf merk­
sam keit bereitet die Bundes­
regierung die Ratifizierung von 
CETA vor, einem umfassenden 
Frei handels abkommen der EU mit 
Kanada. Das Abkommen wurde 
2017 ohne parlamentarische Ab­
stimmung vorläufig in Kraft gesetzt. 
Nur die darin vorgesehenen pri vaten 
Schiedsgerichte zum Schutz pri­
vater Investoren wurden zu nächst 
weg gelassen.

Der Import von Teersandöl hat sich 
seitdem ver drei facht. Bei der För­
derung dieses klima schäd lichen Öls 
werden groß flächig Ur wald flächen 
in Mond land schaften verwandelt. 
Das Bundes verfassungs gericht 
hat eine Klage gegen CETA ab ge­
wiesen, die vorläufige Anwendung 
sei ver fassungs gemäß, über die 
um strittenen Sonder rechte für 
Konzerne könne erst ent schieden 

werden, wenn sie in Kraft seien. 
Diese Schieds gerichte, besetzt mit 
drei Juristen, ver handeln geheim 
über Klagen von Konzernen, die 
wegen natio naler Gesetze ihre er­
hofften Profite geschmälert sehen. 
Solche Gerichts ent schei  dungen 
haben Staaten schon Milliarden 
Dollar gekostet und sie haben 
Ge setze zum Klima­, Umwelt­, 
Gesundheits­ und Arbeitsschutz 
ver hindert.

Vor 2017 gab es große 
Proteste gegen CETA. Linke, 
Grüne, Gewerkschaften und 
Umweltverbände unterstützten 
Demon strationen mit Hundert­
tausenden Teilnehmern. Am Text 
des Abkommens wurde seitdem 
nichts verändert, angeblich sollen 
einseitige Erklärungen und Text­
erläu terungen die damals befürch­
teten Auswirkungen ver hin dern. 

CETA tritt erst vollständig in Kraft, 
wenn es von allen EU­Staaten rati fi­
ziert wurde. Noch besteht die Mög­
lich keit, das zu verhindern.

Informationen zu CETA unter: 
www.gerechter­welthandel.org

G.L.

CETA – ein schädliches 
Freihandelsabkommen

Wahl in Niedersachsen –  
Wo ist die linke Alternative?
Die schleichende Erosion der bür­
ger  lichen Demo kratie ver festigt 
sich. Auch wenn Minister präsi dent 
Weil sich als Sieger feiert, hat die 
SPD ver loren. Es ist also kein Sieg 
der SPD oder gar der von Kanzler 
Scholz, sondern ein Sieg eines be­
lieb ten Politikers ­ ein Ausdruck der 
star ken Personalisierung von Politik 
generell.

Die Wahlbeteiligung bei der 
Landtagswahl sank von 2017 bis 
heute auf 60,3%. Die CDU verlor 
5,5% und erzielte mit 28,1% ein 
historisch schlechtes Ergebnis. Die 
Grünen steigerten sich um 5,8% 
auf 14,5%. Umfragen sahen sie 
allerdings bei über 16%. FDP und 
Linke schafften den Wieder ein zug 
nicht. Die AfD gewann 4,7% und 
liegt bei 10,9%.

Die AfD profitiert von der Preis­
explosion und der Angst vor Ver­
armung. Die Über legung lag sicher 
nah, die Linke hätte doch auch 
profitieren müssen, aber das Gegen­
teil ist der Fall. Die AfD bietet als 

Option eine Rückkehr zur alten BRD 
des Kalten Krieges an. Für viele 
Menschen aus der Mittelschicht, 
welche sich vor sozialem Abstieg 
fürchten und aufgrund ihres Alters 
noch eine Vorstellung von dieser 
Zeit haben, ist dies umso attraktiver, 
je mehr die Krise des aktuellen 
Kapita lis mus zunimmt.

Die Linke hatte eine Chance, als 
sie die Per spek tive von System­
opposition und sozialer Frage 
mit einander verband. Zumindest 
erschien es vie len Wählern so. Auch 
wenn viele Funktio näre nie etwas 
anderes vor hatten, als im System 
anzukommen und im politischen 
Kasperletheater mitzuspielen.

Die einzige Partei, die noch 
über Stamm wähler verfügt, sind 
die Grünen. Dies erklärt auch, 
warum sie Stimmen gewinnen 
konnten, obwohl ihre Politik gegen 
die Interessen der Mehrheit der 
Bevölkerung gerichtet ist. Ihre meist 
besser situierten Wähler sind im 
Moment von der sozialen Spaltung 

kaum betroffen.
Etwa 40% der Bevölkerung 

haben sich vom politischen System 
verabschiedet und sehen keine 
Alternative. Eine linke Alternative 
hätte dann eine Chance, wenn 
sie die grundsätzliche Absage 
an den Kapitalismus mit einem 
gesellschaftlichen Gegen ent wurf 
und der sozialen Frage ver bände. 

Henning Mächerle

http://www.gerechter-welthandel.org
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„Hartz IV wird bald der Ver gangen­
heit angehören“ ist aus Re­
gierungs kreisen zu hören. Laut 
Kabinetts beschluss vom 14.09. wird 
„Bürger geld“ das Arbeits losengeld II 
(umgangssprachlich Hartz IV) zum 
Jahres beginn 2023 ersetzen. Nach 
Aus sagen aus dem Arbeits minis­
terium soll die neue Grundsicherung 
„auf mehr Qualifikation, Kooperation 
und Vertrauen setzen“. Im Um kehr­
schluss impliziert dies, Arbeits­
markt politik habe bisher nach den 
Prinzipien Ab quali fizierung, Drang­
salierung und Miss trauen gegen­
über den Betroffenen funktio niert 
­ ein Befund, den die Arbeits markt­
forschung, nicht nur anhand eines 
gigantischen Niedriglohnsektors, 
be stätigt.

Hartz­IV hat die Zahl der Lang­
zeit arbeits losen trotz günstiger 
Arbeits markt ent wicklung nicht signi­
fikant verringert. Das Institut für 
Arbeits markt­ und Berufs forschung 
(IAB) der Bundes agentur für Arbeit 
mahnte bereits 2015 dringenden 
Reform bedarf bei der Förderung 
von Lang zeit arbeits losen an. Die 
aktuelle Reform sieht nun mehr 
Mög lich keiten und Anreize für 
Weiter bildung vor. Auch der bis­
herige Vermittlungsvorrang beim 
Um gang mit Lang zeit arbeits losen 
soll abgeschafft werden. Das 
bedeutet, dass Ausbildung und 
berufs abschluss bezogene Weiter­
bildung vor einem Aus hilfs job mög­
lich werden. 

Das sind kleine Schritte 
in die richtige Richtung. 
Dies gilt ebenfalls für die 
versprochene Erhöhung des 
Schon ver mögens in den ers­
ten 24 Monaten des Bezugs 
auf 60.000 Euro und die 
Ankündigung, Bezieher des 
Bürgergeldes dürften in den 
ersten beiden Jahren in ihren 
Wohnungen bleiben. Danach 
soll je doch weiterhin überprüft 
werden, ob die „Wohnsituation 
angemessen ist“.

Kleine Verbesserungen 
statt dem großen Wurf: So 
verhält es sich auch bei dem 
berüchtigten Prin zip "Fördern 
und Fordern". Statt Sank tionen 
abzuschaffen, werden diese 
lediglich zurückgefahren. Der 
Kabinetts beschluss sieht eine 
sechs monatige "Ver trauens­
zeit" vor, in der die Leistungen 
in der Regel nicht verringert 
werden.

Mit Einführung des 
Bürgergeldes wird der 
Regelsatz um 53 auf 502 Euro 
erhöht. Gewerkschaften und 
Sozialverbände bemängeln, ein 
solcher Betrag werde angesichts 
galop pierender Inflation das Exis­
tenz minimum der Bezieher nicht 
sichern. Dies hatte die FDP 
während des Gesetz gebungs­
verfahrens nicht ab gehalten, 
Erhöhungen komplett ab zu lehnen. 
Die Regierungskoalition stritt 

also öffentlich keits wirksam über 
Maßnahmen, die un zu reichend 
sind oder die keine Verbesserungen 
bringen. Ungeachtet dessen werden 
Teile der Ampel mit Einführung des 
Bürgergelds Wählern gegenüber 
behaupten, Hartz IV abgeschafft zu 
haben und stellen gemeinsam mit 
dem Koalitionspartner beruhigt fest, 
dem Kind nur einen anderen Namen 
gegeben zu haben.

Ulf Immelt

Man 
könnte die verstopfte 

Leitung sicherlich reparieren. 
Aber: Fühlen Sie sich gut, wenn 
Sie weiterhin täglich Wasser 

verschwenden?

Hartz IV heißt jetzt Bürgergeld

Der Moralklempner
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Vor 50 Jahren kürzte die Landes­
regierung die Mittel für die Gießener 
Universität. Die Folgen waren ein 
Baustopp, Einfrieren der Sachmittel, 
Ein stellungs stopp und höhere Mensa­
preise. Die DKP schloss sich den 
Protesten dagegen an.

Vor 40 Jahren begann die US­
Armee mit großen Baumaßnahmen 
im Gießener Depot. Da das Gebiet im 
regionalen Grünzug liegt, waren die 
Vorhaben nicht genehmigungsfähig. 
Die Amis bauten trotzdem weiter. In­
zwischen ist die US­Armee weg, die 
Gebäude zum großen Teil  abgerissen. 
Aber wo damals widerrechtlich ge baut 
wurde, darf jetzt wieder gebaut wer­
den. Riesige Logistikhallen prä gen 
das Gelände und stören die Frisch­
luft zufuhr in die Stadt. 

Vor 30 Jahren war die Wohnungs­
not in Gießen ein Thema. Im Wider­
spruch dazu beklagte der da malige 
Vorsitzende der Haus­ und Grund­
besitzer, Dr. Klaus Ringel, CDU­
Stadt verordneter, die angebliche 
Ent spannung am Wohnungs markt 
– es könne nicht mehr jeder Miet preis 

ver langt werden.
Vor 20 Jahren plante Frankfurt 

eine Bewerbung für die Olympischen 
Sommer spiele 2012. Für die Re­
gatta strecke war die Lahn zwischen 
Gießen und Wetzlar im Gespräch, 
wo ge gen vor allem Um welt verbände 
protes tierten. Aus der Bewerbung 
wurde nichts. Jetzt gibt es Pläne 
für eine Surf­Welle auf der Lahn in 
Gießen. Mit dieser Schnapsidee be­
schäf tigen sich Magistrat und Ober­
bürger meister, die sich eigentlich 
um wichtigere Dinge in der Stadt 
küm mern sollten.

Vor 10 Jahren sprühte jemand 
auf das in der Nazi­Zeit entstandene 
Blut­und­Boden­Relief an der Mauer 
der Berg kaserne den Spruch „Scheiß 
Nazikram“. Nicht hübsch, aber berech­
tigt. Inzwischen wurde das Machwerk 
aufwendig restauriert und sieht aus 
wie neu. Stattdessen hätte man es 
entfernen oder in ein antifaschistisches 
Mahnmal umwandeln sollen. Das ist 
nur ein Beispiel für die verfehlte 
Erinnerungskultur in Gießen.

Gernot Linhart

Aus 50 Jahren Gießener Echo

Termine
Fragen oder Anmeldungen an 
giessen@dkp.de

04.11. und 02.12.2022 um 
19 Uhr: Stammtisch im 
Chamäleon

05.11.2022 ab 10:30 Uhr:
Infostand der DKP Gießen, 
Seltersweg

07.11., 21.11., 05.12. und 
19.12.2022 jeweils um 17 Uhr:
Kundgebung der SDAJ: "Für 
Heizung, Brot und Frieden", 
Marktplatz 15

16.11.2022 um 19 Uhr:
Susann Witt­Stahl: "Geschichte, 
aktuelle Stärke und Einfluss 
der Faschisten in der Ukraine", 
Kerkrade­Zimmer, Kongress halle 
(siehe auch unten in der Mitte)

23.11.2022 um 19 Uhr:
Gruppenabend / MV DKP GI,  
Versailles­Zimmer, 
Kongresshalle

23.11.2022:
Redaktionsschluss für das 
Dezember­Echo

Am 04. Oktober 2022 
referierte der Journalist  

Reinhard Lauterbach im vollen 
Kerkrade Zimmer (50 Personen) 

und online auf einer Veranstaltung 
der DKP und SDAJ über den 

Stellvertreterkrieg in der Ukraine.
https://youtu.be/N9UZxn_FcJk

Schon gesehen?
Youtube­Kanal DKP Gießen
https://www.youtube.com/channel/
UCBsd3AUvcqZIhaCo7EFPEZA

Bitte Abogebühren bezahlen 
und spenden!

Hrsg.: Kreisorganisation der DKP  
Gießen; verantw.: Gernot Linhart, 
erscheint  monatlich. Bezugs ge­
bühren: 30 Euro im Jahr (inkl. 
Ver sandkosten). 
Konto: IBAN: DE72 5135 0025 
0200 5491 46
Namentlich gezeichnete Artikel 
geben nicht unbe dingt die Meinung 
des Redaktions kollektivs des 
Gießener Echos wieder.
Rückmeldungen + Leserbriefe an:
Gießener Echo, 
Postfach 110340, 35348 Gießen, 
E­Mail: giessen@dkp.de
Im Internet: www.giessen.dkp.de

Als die Nazis die Kommunisten holten, habe ich geschwiegen;  
ich war ja kein Kommunist.
Als sie die Sozialdemokraten einsperrten, habe ich 
geschwiegen; ich war ja kein Sozialdemokrat.
Als sie die Gewerkschafter holten, habe ich 
geschwiegen; ich war ja kein Gewerkschafter.
Als sie die Juden holten, habe ich geschwiegen;  
ich war ja kein Jude.
Als sie mich holten, gab es keinen mehr, der protestieren konnte.
(Martin Niemöller)
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